1. Die Wertordnungsrechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und die Frage ihrer theoretischen Basis

1. Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

Locus classicus der Wertordnungsrechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist das berühmte, in der Tat „epochemachende“ Lüth-Urteil aus dem jahre 1958. Obwohl das Gericht bereits in einigen früheren Urteilen, namentlich den beiden Parteienverbotsentscheidungen, das Grundgesetz unter deutlicher Betonung seiner antirelativistischen Stoßrichtung als eine „wertgebundene Ordnung“ charakterisiert hatte, wird der eigentliche Grundstein hier gelegt. 

Es ging in jenem Fall darum, daß der Hamburger Senatsdirektor und Leiter der Staatlichen Pressestelle der Freien und Hansestadt Hamburg zum Boykott eines (künstlerisch wohl nicht sonderlich belangvollen) Films von Veit Harlan mit dem Titel „Unsterbliche Geliebte“ aufgerufen hatte. Veit Harlan war im Dritten Reich Regisseur des berühmten Propagandaﬁlms „]ud Süß“ gewesen und hatte sich dadurch nach Auffassung Lüths hinlänglich diskreditiert. Rechtlicher Kernpunkt des Streits war die Frage, ob in Lüths Appell ein sittenwidriger Boykottaufruf zu erblicken war. Das Landgericht Hamburg hatte das bejaht und Lüth gem. § 826 BGB zur Unterlassung verurteilt. 

Das Bundesverfassungsgericht gab hingegen dem Recht der Meinungsäußerungsfreiheit den Vorrang. Die weit über den konkreten Anlaß hinausreichende Begründung des Urteils läßt deutlich erkennen, daß sich die Richter der weichenstellenden Grundsätzlichkeit der Entscheidung bewußt waren. Deren zentrale Passage lautet: "Ohne Zweifel sind die Grundrechte in erster Linie dazu bestimmt, die Freiheitssphäre des einzelnen vor Eingriffen der öffentlichen Gewalt zu sichern; sie sind Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat (...). Ebenso richtig ist, daß das Grundgesetz, das keine wertneutrale Ordnung sein will , in seinem Grundrechtsabschnitt auch eine objektive Wertordnung aufgerichtet hat und daß gerade hierin eine prinzipielle Verstärkung der Geltungskraft der Grundrechte zum Ausdruck kommt . Dieses Wertsystem, das seinen Mittelpunkt in der innerhalb der sozialen Gemeinschaft sich frei entfaltenden menschlichen Persönlichkeit und ihrer Würde ﬁndet, muß als verfassungsrechtliche Grundentscheidung für alle Bereiche des Rechts gelten; Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung empfangen von ihm Richtlinien und Impulse. So beeinflußt es selbstverständlich auch das bürgerliche Recht; keine bürgerlich-rechtliche Vorschrift darf in Widerspruch zu ihm stehen, jede muß in seinem Geiste ausgelegt werden."

Damit war der entscheidende Schritt getan. Die einschlägige Iudikatur der folgenden Jahre baute den  Ausgangspunkt konsequent weiter aus, differenzierte die Anwendungsfälle und bezog sich dabei regelmäßig auf die Lüth-Entscheidung als Grundlage.

[Anm. GD]: Im folgenden wird dieser objektiv-rechtliche Grundrechtsgehalt der Grundrechte näher erläutert: Wesentliche Funktion der Grundrechte sei  die "Teilhabe" am politischen Gemeinwesen: "Für die Freiheit der Meinungsäußerung hat das Bundesverfassungsgericht diesen aktiv-gestaltenden Aspekt der Grundrechtswahrnehmung mit den berühmten Worten charakterisiert, sie sei für die Demokratie "schlechthin konstituierend"."
 Ihm komme daher eine Doppelfunktion zu: Im status negativus als liberalem Abwehrrecht gegen den Staat und als demokratisches Mitwirkungsrecht: "(...) ob seine Wahrnehmung der privaten oder der öffentlichen Sache dienen soll, liegt in der Hand des Grundrechtssubjekts. (...) Die Doppelung besteht darin, dass das Gesamtziel des verfassungsstaatlichen Rechts- und Institutionenensembles, die individuelle "Freiheit der Person, sowohl durch die subjektiv-defensive, rechtsstaatliche als auch durch die subjektiv-aktive, demokratische Stoßrichtung der Grundrechte gewährleistet und abgesichert wird" (Dreier, S. 40) [...] Von besonderer Brisanz ist dies naturgemäß für den Bereich des Privatrechts, wo Differenzierung, Ungleichheit und Bindung oft gerade als Folge freiwillig eingegangener Verpflichtungen eintritt. Grundrechte wirken hier nicht direkt und unmittelbar auf die zivilen Rechtsverhältnisse ein, was im Endergebnis die Privatautonomie zerstören und die grundrechtlichen Freiheiten zu einer umfassenden Pflichtordnung denaturieren lassen würde. (S. 43) Aber: "In Umkehr der Schutzrichtung des subjektiv-defensiven Abwehranspruchs sinnt der Schutzpflichtgedanke dem Staat an, den einzelnen Bürger vor Ein- und Übergriffen in dessen Rechtssphäre durch private Dritte zu schützen und (...) eine Rechtsgutsverletzung zu vermeiden. (S. 47) In  ihrer Abwehrdimension grenzen Grundrechte den Staat aus, errichten eine Schranke, schirmen einen Raum ungestörter individueller Entfaltung vom hoheitlichen Zugriff ab; das Bundesverfassungsgericht selbst hat in konsequenter Zuspitzung (...) vom Recht des Bürgers gesprochen, vom Staat "in Ruhe" gelassen zu werden.
 Als Normen mit objektiv-rechtlichem Gehalt, die auf Verwirklichung und Umsetzung drängen, legitimieren Grundrechte nunmehr staatliches Handeln, ja verpflichten in Fällen hinlänglicher Eindeutigkeit zur Wahrnehmung staatlicher Aufgaben, in Extremfällen sogar zur Statuierung von Strafrechtsvorschriften. (...) Damit ist die an ein Wunder grenzende Verwandlung der Grundrechte perfekt: Aus Normen, die in ihrer (...) Urfunktion den Staat ausgrenzen und fernhalten sollen, wird nun der Ausgangspunkt für die Statuierung von Staatsaufgaben. (S. 49).

Arbeitsauftrag: 

1. Erläutere in eigenen Worten den Streitfall Harlan - Lüth bis zum Urteil des Hamburger Landgerichts – was genau sagt Lüth, was Harlan? (Boykottaufruf erklären – Harlan gewinnt vorm Landgericht)

2. Welches Recht wird im Lüth-Urteil konkret gestärkt und aus welchem Grundrecht wird es abgeleitet?

3. Welche allgemeingültigen Konsequenzen formuliert das BVerfG in der Urteilsbegründung?

4. Worin besteht die objektiv-rechtliche Funktion der Grundrechte konkret und was ist daran neu?

5. Führe unten beschriebenes Rollenspiel zu einer Verfassungsbeschwerde gegen Google/Facebook (=Datensammelindustrie, cf. Lorie Andrews), in der du die Argumentation aus dem Lüth-Urteil aufgreifst.

2. Rollenspiel Lüth-Urteil

Der Fall: Ein User von Gmail hat den Anbieter Google darauf verklagt, ihm diesen Dienst ohne das in den Geschäftsbedingungen erwähnte Textfiltern nach Schlüsselbegriffen anzubieten, des weiteren hat ein Facebook-User gegen die Profilerstellung geklagt. Nach Abschmettern der Klage durch ein OLG soll das BverfG im Rahmen der Revision dazu Stellung nehmen. Es gibt 3 Gruppen: Anhänger Böckenförde, Anhänger BVerfG und die "Je-nachdem"-Denkenden. Erstere versuchen letztere zu überzeugen (wovon?):
Gruppe Böckenförde: Du folgst dem Kritiker der neu definierten objektiv-rechtlichen Grundnorm, Ernst-Wolfgang Böckenförde. der sagt: als objektiv rechtliche Grundnormen sind die Grundrechte überzogen. Aufgabe der (frei gewählten) Legislative ist die Rechtssetzung, wenn das BverfG in jede dieser Setzungen eingreifen kann, gewinnt es einen Einfluss auf die Legislative, der ihm nicht zukommt und nicht im Sinne der Gewaltenteilung ist. So mutiert der Staat zu einem Jurisdiktionsstaat, das BverfG zu einem "Verfassungs-Areopag". Dem Bürger muss es möglich sein, privatrechtliche Verträge nach eigenem Gusto einzugehen (vgl. " was im Endergebnis die Privatautonomie zerstören und die grundrechtlichen Freiheiten zu einer umfassenden Pflichtordnung denaturieren lassen würde" im Text). Was der Bürger mit Facebook, Google & Co. privatrechtlich in den TOLs vereinbart, geht den Staat mithin nichts an, jegliche Eingriffe staatlicherseits liefen auf eine Entmündigung des Gesetzgebers hinaus – das Privatrecht stehe dann unter Oberaufsicht des Staats: "der Gesetzgeber hat die Vorhand, das Verfassungsgericht aber den Vorrang" – und ebenso der Bürger, dem autonomes Handeln im Geschäftverkehr nicht mehr zugetraut wird.
Gruppe BVerfG: Du bist der Meinung, dass die Grundrechte konstituierenden Charakter für die Demokratie besitzen und deshalb als Grundnorm über dem positiven Recht stehen, aus der dieses abgeleitet wird. Freie Persönlichkeitsentfaltung und Meinungsfreiheit sind dabei von so entscheidender Bedeutung, dass privatrechtliche Vereinbarungen, die auf eine Aushöhlung dieser Grundrechte hinauslaufen, der freiheitlich-demokratischen Grundordnung zuwider laufen und daher als verfassungsfeindlich einzustufen sind.
Weder-noch-Gruppe: Du musst dich im Vortrag entscheiden, wer dich mehr überzeugt. Du hast 2 Vorbehalte: Beim BVerfG besteht die Gefahr, dass die Judikative Staat und Gesellschaft die Werte vorschreibt, bei Böckenförde, dass Fundamentalkategorien der Demokratie im Privatrecht beliebig ignoriert werden können. Zudem ist nach der Stellung der Privatsphäre in der Wertehierarchie der heutigen Welt zu fragen, wenn Millionen Social Network-User ihre eigene fortwährend ignorieren.
� in: Horst Dreier, � HYPERLINK "http://www.jura.uni-wuerzburg.de/fileadmin/02160100/Elektronische_Texte/Dimensionen_der_Grundrechte.pdf" \t "_blank" �Dimensionen der Grundrechte. Von der Wertordnungsjudikatur zu den objektiv-rechtlichen Grundrechtsgehalten�, Hannover 1993.


� BverfGE 7, 198: "Das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung ist als unmittelbarster Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit in der Gesellschaft eines der vornehmsten Menschenrechte überhaupt (un des droits les plus precieux de l'homme nach Artikel 11 der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 1789). Für eine freiheitlich-demokratische Staatsordnung ist es schlechthin konstituierend, denn es ermöglicht erst die ständige geistige Auseinandersetzung, den Kampf der Meinungen, der ihr Lebenselement ist (BVerfGE 5, 85 [� HYPERLINK "http://www.servat.unibe.ch/dfr/bv005085.html" \l "205" �205�]). Es ist in gewissem Sinn die Grundlage jeder Freiheit überhaupt, "the matrix, the indispensable condition of nearly every other form of freedom" (Cardozo)", zit.n. http://www.servat.unibe.ch/dfr/bv007198.html


� BverfGE 27, 1/6: "Ein solches Eindringen in den Persönlichkeitsbereich durch eine umfassende Einsichtnahme in die persönlichen Verhältnisse seiner Bürger ist dem Staat auch deshalb versagt, weil dem Einzelnen um der freien und selbstverantwortlichen Entfaltung seiner Persönlichkeit willen ein "Innenraum" verbleiben muß, in dem er "sich selbst besitzt" und "in den er sich zurückziehen kann, zu dem die Umwelt keinen Zutritt hat, in dem man in Ruhe gelassen wird und ein Recht auf Einsamkeit genießt"". Zit. n. http://www.servat.unibe.ch/dfr/bv027001.html





